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Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

VII A 5 - 7505.7 


Bonn, den 27. Juli 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zollfreie Einfuhr von Wein und Traubensaft aus 
Frankreich 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Seither, Knobloch, 
Dr. Hamm (Kaiserslautern), Leicht und Genossen 
— Drucksache IV/2424 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit den Her- 
ren Bundesministern für Wirtschaft und der Finanzen wie folgt: 

Zu Punkt 1 

Auf Grund des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (§ 12) und — in Verbindung damit — 
des Gesetzes über die Statistik des grenzüberschreitenden Wa- 
renverkehrs (§ 11) ist das Statistische Bundesamt nicht befugt, 
statistische Einzelangaben zu veröffentlichen. Es kann - — wenn 
es in der eine bestimmte Statistik anordnenden Rechtsvorschrift 
zugelassen ist — lediglich solche Einzelangaben an die fachlich 
zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden weiterge- 
ben, jedoch nur für statistische Zwecke. 

Bei dem von den Fachverbänden gewünschten Zahlenmaterial 
ist in weitem Maße die Möglichkeit gegeben, daß es Einzelanga- 
ben enthält, da der an den Saareinfuhren beteiligte Personen- 
kreis eng begrenzt ist. Es besteht somit die Gefahr, daß bei Ver- 
öffentlichung dieser Zahlen interessierte Wirtschaftskreise auf 
firmeninterne Verhältnisse schließen und darauf unter Umstän- 
den ihre wirtschaftlichen Entscheidungen treffen können. Aus 
diesem Grunde ist es nicht möglich, den Fachverbänden aufge- 
gliederte Zahlen über die im Rahmen des Saarvertrages von 
Frankreich in das Saarland getätigten zollfreien Weineinfuhren 
zu geben. Zu einer Prüfung, ob jeweils tatsächlich eine Einzelan- 
gabe vorliegt, ist das Statistische Bundesamt bei der Vielzahl 
der zur Außenhandelsstatistik abgegebenen Meldungen außer- 
stande. 
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Zu Punkt 2 

a) Das auf Grund der Referenzzahlen des Jahres 1955 festge- 
setzte zolltarifliche Kontingent für Wein beläuft sich 
auf 16 511 000 DM 

Im Jahre 1961 betrugen die Einfuhren: 11 163 000 DM 

im Jahre 1962: 15 217 000 DM 

im Jahre 1963: 17 041 000 DM 

Die etwas erhöhten Einfuhren im Jahre 1963 um rd. 3% sind 

aus Einfuhrüberhängen aus dem Kontingent 1962 zu erklä- 
ren. 


b) Es besteht ein Einfuhrkontingent für Fruchtsäfte (einschließ- 
lich Traubensaft) und Gemüsesäfte — Zolltarif Nr. 20.07 — in 
Höhe von 1 316 000 DM 


Im Rahmen dieses Kontingents wurden 
Traubensäfte (einschließlich Dicksäfte) 
eingeführt: 


1961; 

für 

343 000 DM 

1962: 

für 

389 000 DM 

1963: 

für 

334 000 DM 


Außerdem besteht ein Einfuhrkontingent für 

Traubenmost - Zolltarif Nr. 22.04 - in Höhe von 271 000 DM 

Die Einfuhr belief sich 


im Jahre 1961 auf: 
im Jahre 1962 auf: 
im Jahre 1963 auf: 


8 000 DM 
17 000 DM 
67 000 DM 


Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, die Entwick- 
lung der zollfreien Weineinfuhren — aufgeteilt nach den ein- 
zelnen Weinarten — aufzuzeigen. Ich darf hierzu auf meine 
Ausführungen zu Punkt 1 Bezug nehmen. Mein Ministerium 
ist jedoch bereit, von sich aus zu prüfen, ob Einzelangaben in 
dem aufgegliederten Zahlenmaterial enthalten sind und — 
wenn dieses nicht der Fall ist — im Benehmen mit dem Sta- 
tistischen Bundesamt diese Zahlen bekanntzugeben, soweit es 
gewünscht wird. 


Zu Punkt 3 

Der im Rahmen des Saarvertrages eingeführte Wein ist nach 
Be- oder Verarbeitung nationalisiert. Er ist damit dem saarlän- 
dischen Wein gleichgestellt und unterliegt keinerlei verkehrs- 
mäßigen Beschränkungen mehr. Bei dem Verbringen solcher 
Weine in das übrige Bundesgebiet handelt es sich um einen 
innerdeutschen Warenverkehr, der statistisch nicht erfaßt wird 
und beim gegenwärtigen Stand der gesetzlichen Vorschriften 
auch nicht erfaßt werden kann. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksadie lV/2488 


Zu Punkt 4 

Die Frage, wann eine Nationalisierung von Waren vorliegt, die 
im Rahmen der in Artikel 63 des Saarvertrages vorgesehenen 
zolltariflichen Kontingente zollfrei in das Saarland eingeführt 
worden sind, bestimmt sich nach Artikel 63 Abs. 2 Buchstabe d 
des Saarvertrages. Hiernach liegt eine Nationalisierung vor, 
wenn die Waren im Saarland eine wirtschaftliche gerechtfer- 
tigte und eine wesentliche Veränderung ihrer Beschaffenheit 
bewirkende Bearbeitung erfahren haben. An diese Bestimmung, 
die dem nationalen deutschen Recht im wesentlichen entspricht, 
sind die deutschen Verwaltungsbehörden gebunden. Richtlinien 
über die Nationalisierung, die in der Ausführungsanweisung 
zur Außenwirtschaftsverordnung gegeben sind, stellen sicher, 
daß die betreffenden Bestimmungen einheitlich und nicht zu 
großzügig ausgelegt werden. Das Bundesministerium der Finan- 
zen ist aber bereit, Einzelfälle, in denen nach der Auffassung 
der betroffenen Wirtschaftskreise bei der Auslegung der beste- 
henden Bestimmungen nicht streng genug verfahren wird, auf 
Vorlage zu überprüfen und sicherzustellen, daß die Verwaltung 
. den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend verfährt. 


In Vertretung 

Hüttebräuker 
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